
Der gläserne Mensch 
Ob medizinische Daten, Schülerda-
ten oder flächendeckende Vorrats-
speicherung von Daten: Datenschutz 
ist dieser Regierung kein wichtiges 
Anliegen.

 Mit dem „Bildungsdokumentations-
gesetz“ hat die Regierung ein Bespitze-
lungsgesetz geschaffen. Festgehalten 
werden nicht nur die Schulnoten, sondern 
auch bildungspolitisch irrelevante sensible 
Daten wie Verhaltensnoten, Besuch des 
Religionsunterrichts, Schullaufbahn der 
Eltern, sonderpädagogischer Förderbedarf, 
Leistungen aus dem Familienausgleichs-
fonds und die Gesundheitsdaten aus der 
Sozialversicherung. 

 Mit dem Gesundheitstelematikgesetz 
haben alle Gesundheitsanbieter Zugriff auf 
Gesundheitsdaten: nicht nur Ärzte und 
andere medizinische Berufe, sondern auch 
Versicherungen, Pharmaunternehmen oder 
Hersteller von Heilbehelfen. Der Österrei-
chische Hausärzteverband spricht davon, 
dass das bisher unangetastete Arztgeheim-
nis damit praktisch hinfällig ist.

 Im Bereich der Anti-Terrormaßnah-
men fehlt es bei den Ton- und Bildaufnah-
men privater Personen im öffentlichen 
Raum an eindeutigen Regelungen und es 
mangelt bei der Regierungsposition zur 
Vorratsspeicherung von Telefon- und Inter-
netdaten an der Grundrechtkonformität.
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Weiterentwickeln statt 
abbauen
Die SPÖ will den Datenschutz wei-
terentwickeln, statt abbauen. Bei der 
Erfassung persönlicher Daten ist 
immer die Frage der Interessenab-
wägung, der Sinnhaftigkeit und der 
Verhältnismäßigkeit zu stellen. 

Ā Die SPÖ sagt Ja zu einem Bildungs-
statistikgesetz, in dem ausschließlich 
bildungsrelevante nicht-personalisierte 
Daten gesammelt werden.
Ā Das Arztgeheimnis muss auch weiter-
hin unantastbar bleiben.
Ā Aus Sicht der SPÖ ist eine Speicherung 
von Telefon- und Internetdaten für einen 
Zeitraum von max. sechs Monaten vorstell-
bar. Aber: Beschlüsse zur Terrorismusbe-
kämpfung dürfen nicht unter Ausschluss 
des EU-Parlaments und der nationalen 
Parlamente sowie ohne nachfolgende par-
lamentarische Kontrolle erfolgen.
Ā  Im Bereich des Zugriffs auf private 
Videoüberwachungen im Rahmen des Si-
cherheitspolizeigesetzes fordert die SPÖ 
einen unabhängigen und weisungsfreien 
Rechtsschutzbeauftragten und eine Präzi-
sierung der Novelle.
Ā Eine gesetzliche Verankerung von Da-
tenschutz-Beauftragten in Unternehmen 
soll betrieblichen PC-gestützten Bespitze-
lungen einen Riegel vorschieben.

ÖSTERREICH VERDIENT
EINE BESSERE ZUKUNFT. ww
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